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Der 


zweite Bericht der öſterreichiſchen Gewerbe- 


inſpectoren. 
Von Bezirkscommiſſär Dr. König in Graz. 
II. 


Im Nachfolgenden wollen wir den Inſpectorenbericht rückſichtlich 
der Wirkungen der Inſpectorenthätigkeit auf die wirthſchaftliche 
Exiſtenz der Arbeiter, in gewerberechtlicher und reforma— 
toriſcher Beziehung betrachten. 

Die wirthſchaftliche Exiſtenz des Menſchen bildet im All— 
gemeinen die äußere Bedingung feines perſön lichen Lebens. Beim 
Arbeiter trifft dies inſoferne nicht vollkommen zu, als bei ihm wirth⸗ 
ſchaftliche Exiſtenz und perſönliches Leben vor Allem durch ſeine Ver⸗ 
wendung zur Arbeit influencirt werden. 

Von dem bezüglich der Arbeiterverwendung bereits Angeführten 
abgeſehen, kommt dieſe hier inſoweit in Betracht, als ſie durch Arbeits⸗ 
vertrag geregelt iſt. Der Arbeits- und Lohnvertrag iſt in Relation auf 
die Preiſe und auf die Art und Weiſe der Beſchaffung der Lebens⸗ 
mittel die äußere Grundlage der wirthſchaftlichen Exiſtenz des Arbeiters. 
Die nur relativ in Anſchlag zu bringende Höhe des Lohnes, ſowie die 
Preiſe der Lebensmittel entziehen ſich in der Regel der Einflußnahme 
der Gewerbeinſpectoren. Deren Ingerenz unterworfen iſt aber die Art 
und Zeit der Entlohnung und die Art der Lebensmittel- 
beſchaffung. In dieſen beiden Beziehungen liegt das weite und dank⸗ 
bare Feld für die Thätigkeit der Gewerbeinſpectoren zur Sicherung der 
wirthſchaftlichen Exiſtenz der Arbeiter im Sinne des Geſetzes vom 8. März 
1885, R. G. Bl. Nr. 22. Der Inſpectorenbericht zeigt, daß den Inſpec⸗ 
toren in dieſen beiden Beziehungen vielfach Gelegenheit zur Ingerenz⸗ 
nahme gegeben war. 

Mit dem Geſetze vom 8. März 1885 wurde das Princip des 
freien Arbeitsvertrages, welches auf dem Boden zu weit gehender 
Gewerbefreiheit dem ſchwächeren Theile der Contrahenten — insbeſondere in 
der Großinduſtrie — hätte verderblich werden müſſen, mit einer ſocial⸗ 
politiſchen ratio durchbrochen, deren richtige Auffaſſung und energiſche Ver⸗ 
wirklichung zur vornehmſten Aufgabe der Gewerbeinſpectoren gehört. Die 


Arbeitsnehmer, als der ſchwächere Theil bei der locatio conductio 
operarum, ſollen nach Abſicht des Geſetzes jenes ſtaatlichen Schutzes 
theilhaftig werden, den ihnen die lediglich rechtliche Gleichſtellung nicht 
gewähren kann, weil ſie — abgeſehen von vielen anderen Beſtimmungs⸗ 
gründen — vor Allem jener wirthſchaftlichen Unabhängigkeit entbehren, 
durch die ihnen ihre Compaciscenten überlegen ſind. 

Ohne in Details einzugehen, muß bei gewiſſenhafter Prüfung des 
vorliegenden Geſammtberichtes der Empfindung Ausdruck gegeben werden, 
daß jene ſocialpolitiſche ratio des Geſetzes in favorem der Arbeits 
nehmer nicht allſeits die richtige Auffaſſung gefunden hat. Der Gewerbe— 
inſpector muß ſich in Abſicht auf die Verwirklichung der ſocialpolitiſchen 
Tendenz des Geſetzes vom 8. März 1885 gegenwärtig halten, daß er 
wie jeder öffentliche Functionär der Leute wegen da iſt, deren Anliegen 
und Sorgen bei ihm jederzeit bereites Gehör finden. 

Dem nächſtjährigen Berichte, welcher über die Thätigkeit der 
Gewerbeinſpectoren rückſichtlich der wirthſchaſtlichen Exiſtenz der Arbeiter 
auf dem Boden des Geſetzes vom 8. März 1885, R. G. Bl. Nr. 22, 
über eine neue Periode der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes Aufſchluß geben 
wird, muß daher ebenſo wie den künftigen Mittheilungen über Arbeiter⸗ 
verwendung mit Erwartung entgegengeſehen werden. 

In beiden Richtungen, ſowohl in der Geſammtheit der das per— 
ſönliche Leben des Arbeiters bedingenden Verhältniſſe als auch in den 
die wirthſchaftliche Exiſtenz des Arbeiters beeinflußenden und 
umſpannenden Verhältniſſe führen uns die Inſpectoren Betriebe vor mit 
vorzüglichen Einrichtungen, decken aber leider unter den wenigen be— 
ſuchten Betrieben auch Zuſtände auf, welche zur Frage drängen, wie 
konnten ſie entſtehen, wie können ſie beſtehen? 

Der Doppelcharakter der Normgebung in den Geſetzen, welche der 
Inſpectorenthätigkeit die Richtſchnur geben, welcher Doppelcharakter für 
die praktiſche Anwendung der längeren Erfahrung bedarf, eine vielleicht 
allzu ängſtliche Auffaſſung der geſetzlichen Forderung „in billiger Weiſe 
zu vermitteln“, mögen erklären, daß von der abſolut zwingenden Norm 
hie und da ein häufigerer Gebrauch hätte gemacht werden können und 
namentlich dort, wo es an Einſicht und insbeſondere wo es an autem 
Willen fehlt. 19) 


Gewerberechtlich erſcheint der Inſpectorenbericht aus einer 
Reihe wichtiger Geſichtspunkte für die Verwaltungspraxis von Relevanz. 

Die Verhandlungen über gewerbliche Betriebsanlagen werden häufig 
allzu ſehr überhaſtet, wodurch das für den Gegenſtand wichtige Studium 
der Frage beeinträchtigt wird und wodurch der ohnehin überlaſtete 
Gewerbeinſpector auch in den wichtigſten Angelegenheiten nicht beigezogen 
werden kann. Der Unternehmer muß ſich der geſetzlichen Erforderniſſe 
bewußt ſein und es kann kein plauſibler Grund geſunden werden, Ver⸗ 
handlungen einzuleiten, zu denen nicht reif durchdachte und vollkommen 
klargeſtellte Projecte vorliegen. Freilich müſſen alsdann die Verwaltungs⸗ 
functionäre — auch die Sachverſtändigen — vollkommen ausge⸗ 


1%) Pag. 48 und passim. 


rüſtet zur Verhandlung erſcheinen. Auch iſt es keineswegs gleichgiltig, 
wem die Ausführung und techuiſche Herſtellung genehmigter Betriebs⸗ 
anlagen anvertraut iſt. Es it nicht genug, den Betriebsftätten errich- 
teuden Unternehmer für die den Beſtimmungen und Bedingungen der 
Eutſcheidung eutſprechende Ausführung verautwortlich zu machen und ihm 
eventuell die Betriebsbewilligung zu verweigern; Baumeiſter und 
Maſchinenlieferanten find ebenfalls den Gewerbegeſetzen unterworfen und 
müſſen — unabhängig von ihrer civilrechtlichen Haftung — öffent⸗ 
rechtlich mitverantwortlich gemacht werden, daß die Betriebsanlagen 
normgemäß hergeſtellt, die Maſchinen normgemäß eingerichtet und auf⸗ 
geſtellt werden. 

Die zweckentſprechende Anwendung der bezüglich des Lehrver— 
trages beſtehenden, dispoſitiven Norm zur Einbürgerung ſchriftlicher Lehr— 
verträge wurde bereits im Vorausgehenden an anderer Stelle erwähnt. 

Die Arbeitsordnung oder Fabriksordnung iſt das ſtaatlicherſeits 
auserſeheue Mittel, dem Arbeiter, als ſchwächeren Compaciscenten, bei 
Eingehung des Arbeitsvertrages wirkſamen Schutz zu gewähren. Die 
dem Geſetze entſprechende Arbeitsordnung iſt für die Arbeitsmiethe des 
Hilfsarbeiters von gleicher Relevanz wie der (ſchriftliche) Lehrvertrag für 
den Lehrling. Daß jeder der Arbeitsordnung nuterworfene Betrieb mit 
der dem Geſetze entſprechenden Arbeitsordunng ausgeſtattet it, und daß 
die Arbeitsordnung lebendige Rechtsquelle für die Beziehungen des 
Arbeitnehmers zum Arbeitgeber bleibe, iſt ernſte Aufgabe der Gewerbe⸗ 
inſpectoreu. Indem die Juſpectoren beſtrebt find, den Arbeitsordnungen 
nach Ort, Zeit und Verhältniſſen anpaßbare einheitliche Formen zu geben, 
erfaſſen fie ihre Aufgabe und ihre wichtige Stellung im Verwaltungs⸗ 
organismus. 

Von eminentem Belange in den Rückwirkungen auf das perſönliche 
Leben und die wirthſchaftliche Exiſtenz des Arbeiters iſt die gewerbe— 
rechtlich noch vielfach unterſchätzte und nach dem Inſpectorenberichte zu 
leicht genommene Befugniß der Gewerbebehörden bei Verleihung der 


Gaſt⸗ und Schankgewerbe, der Fabrikscautinen, und deren Ingerenz- 


nahme bei dem Antritte 
wirkungen nicht 
gewerben. 

Schänken und namentlich Branntweinſchänken in der Nähe der 
Fabriken, wohin gewiſſenloſe Speculanten ſich weſpenartig drängen, ſind 
eine wahre Peſt für die Arbeiterſchaft. Es liegt einmal in der unab⸗ 
änderlichen Natur des Meuſchen, daß er ſich des Guten befleißigt, aber 
leichter dem fein Verderben begründenden Schlechten nachhängt, je nach: 
dem ihm die Gelegenheit leicht gemacht wird. Es iſt demnach Aufgabe 
des auf ethiſcher Grundlage beruhenden, ſtaatlichen Gemeinweſens, mit 
drakoniſcher Conſequenz das Geſetz zu handhaben und in dieſem Geiſte 
bei Verleihungen von dem Arbeiter gefährlichen, auf deſſen Conſumtions⸗ 
luſt ſpeculirenden Gewerben ängſtlich uach dem wirklichen und wahr— 
haften Bedürfniſſe nach Approviſionirungsgewerben zu forſchen, wo 
eben die Erwägung ſolchen Bedürfniſſes in der ratio des Geſetzes liegt. 
In Couſequenz muß das Geſetz auch in der Rückſicht Bethätigung finden, 
daß zur Gewerbsentziehung geſchritten wird, wo der Abſicht des Geſetzes 
entgegengehandelt wird. 

Dieſe Forderungen gewerberechtlicher Natur bezüglich der Schäuken 
find de lege ſelbſtverſtändlich; allein ſie werden laut durch Meitthei- 
lungen der Gewerbeinſpectoren. 20) 

In reformatoriſcher Beziehung bringt der Junſpectorenbericht 
16 Vorſchläge für legislative und adminiſtrative Maßregeln. 21) 

Das ſtaatliche Geſetz ſoll nicht Anderes ſein, als der äußere Aus⸗ 
druck der durch die Lebensverhältniſſe bedingten Ordnung des Zuſammen⸗ 
lebens, eine aus der Coexiſtenz des Menſchen mit Nothwendigkeit 
hervorgehende, Ordnung und Geſtalt gebende Emanation. 


Von dieſer Erwägung iſt auch der Vorlagebericht des Central⸗ 
inſpeetors geleitet, denn er erklärt den Umſtand, daß die Inſpectoren 
von dem ihnen eingeräumten Rechte, Vorſchläge in reformatoriſcher Be⸗ 
ziehung zu erſtatten, beſcheidenen Gebrauch gemacht haben, damit, daß 
zu derartigen Vorſchlägen die genaueſte Erſorſchung des jeweiligen Be⸗ 
dürfniſſes vorhergehen muß, was vielfach längere, über die Zeit des 
bisherigen Wirkens der Gewerbeinſpectoren hinausgehende Beobachtung 
erheiſcht. 22 


und Betriebe von in den erwähnten Rück- 
minder relevanten, nicht conceſſionirten Nahrungs⸗ 


20) Vergleiche Pag. 185, 238, 266, 319. 
20) Pag. 33. 
22) Pag. 6. 
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commiſſion, 
Collegien, die Gewerbegerichte, die politiſche Verwaltungsbehörde und 


Die Vorſchläge in reformatoriſcher Beziehung sub 3, 4, 5 
und 6: Verpflichtung der Gewerbeinhaber zur Unfallanzeige, Verpflich⸗ 
tung zu Erkrankungsanzeigen, die Verſtändigung der Inſpectoren von 
beiden Anzeigen und die zeit⸗ und zweckentſprechende Einbringung der 
Projecte, betreffend Herſtellung und Aenderung von Betriebsſtätteu, Find 
Vorſchläge zu adminiſtrativen Maßregeln, deren im Verlanfe dieſer Ab— 
haudlung am entſprechenden Orte ſchon gedacht worden iſt. 

Im adminiſtrativen Wege können auch die Vorschläge sub 8, 9, 
10, 13 und 14 verwirklicht werden. 

Dem Vorſchlage, die für Erprobung und Benützung von Dampf 
keſſeln beſtehenden Sicherheitsvorkehrungen auch auf Dampfapparate, 
geſchloſſene Apparate, in welchen Dampf zum Kochen, Dämpfen u. ſ. w. 
benützt wird, auszudehnen, kann auf dem Boden der beſtehenden Norm 
bereits entſprochen werden, weil die Sicherheitsvorſchriften für Dampf— 
keſſel ja auch für ſecundäre Apparate, in deuen der anderen Ortes 
erzeugte, den Druck der äußeren Atmoſphäre im ſecundären Apparate 
überſteigende Dampf Verwendung findet, gelten. Die ſpeciell empfohlene 
Verordnung der Reductiousventile in den Leitungen zwiſchen Keſſel und 
Dampfapparat iſt uur ſcheinbar aus der poſitiven Specialnorm nicht 
aufzutragen; aus der allgemeinen Gewerbepolizei iſt die Auflage derlei 
Sicherheitsvorkehrungen ſchon gegenwärtig ohne ſpecielle Verordnung zu— 
läſſig. Das Gleiche dürfte auch von den empfohlenen ſpeciellen Betriebs: 
vorrichtungen für beſonders gefährliche Betriebseinrichtungen, Mani— 
pulationen und ganze Betriebskategorien, für die Werkſtätteuventilation, 
ſowie für die zweckmäßige Publication genehmigter Ueberſtundenarbeit in 
den Werkſtätten gelten. In dieſen Beziehungen, ſowie zum Zwecke der 
Abſtellung des horrenden Abuſus, aus der Unfallentſchädigung die 
Krankenkoſten zu refundiren, wird die Energie der Gewerbebehörde bei 
vorkommenden Anzeigen an dieſelbe, von welchen häufiger Gebrauch 
gemacht werden möge, Abhilfe ſchaffen. 

Vorſchlag 1 bezweckt eine autheutiſche Juterpretation des im öſter— 
reichiſchen Rechte überhaupt promiscne gebrauchten Domieilbegriffes. 
Eine conſequente Diction de legibus ferendis iſt gewiß eine häufig nicht 
ernſt genug genommene Sache. Auch im Vorſchlage 1 it der auf- 
geworfene Zweifel, ob im § 80, Al. 1 des Geſetzes vom 8. März 1885, 
R. G. Bl. Nr. 22, der Begriff „Aufenthaltsort“ gleichbedeutend iſt mit 
„Wohnort“ oder „Beſchäftigungsort“ gerechtfertigt. Allein mit der 
authentiſchen Interpretation ſoll ſparſam umgegangen werden und vor⸗ 
nehmlich dann, wenn mit der logiſchen das Auslangen gefunden werden 
kann, was im gegenwärtigen Falle zutreffen dürfte. 

Vorſchläge 11, 15 und 16, Normen über Arbeiterbequartirung 

die über die Linien der beſtehenden Bau- und Sanitätsnormeun offen 
bar hinausgehen ſollen — Vermehrung gewerblicher Fortbildungsſchulen, 
ſowie die Beſeitigung der Divergenz der geſetzlichen Norm über das 
Aufhören der Volksſchulpflicht mit der gewerblichen Fortbildungs- und 
Fachſchulpflicht müſſen als wünſchenswerthe Vorſchläge ad reiorman- 
dum durch die lex ferenda angeſehen werden. 

Der Vorſchlag 2 „Vermehrung der Gewerbegerichte und Aus— 
dehnung derſelben auf andere als die zur Zeit berückſichtigten Induſtrie— 
gruppen“ erſcheint einem vorhandenen Bedürfniſſe nicht zu entſprechen. 
Zur Austragung der Streitigkeiten aus der locatio conductio ope- 
rarum im Gewerbeleben beſtehen: die ſchiedsgerichtliche Vergleichs⸗ 
der ſchiedsgerichtliche Ausſchuß, die ſchiedsgerichtlichen 


eventuell das ordentliche Gericht. Dieſer Competenzreichthum für Rechts⸗ 
ſtreite, die mindeſtens mit 90 pCt. in den Rahmen der „Bagatellſachen“ 
fallen und mit den übrigen 10 pCt. der fachlichen Jurisdiction nicht 
unterworfen werden, iſt ſicherlich kein Segen. Wenn durch den Vor⸗ 
ſchlag 2 eine Vereinfachung erzielt werden will, ſo ließe ſich die in 
der Rechtspflege ſo wünſchenswerthe Vereinfachung gewiß ſicherer durch 
Ueberweiſung ſämmtlicher Rechtsſtreite aus der locatio conductio ope- 
rarum an die ordentlichen Gerichte, welche in denselben faſt ausſchließ⸗ 
lich als Bagatellgerichte fungiren würden, erreichen. 

Der Vorſchlag 7 „Ueberwachung der mit Arbeitsmaſchinen aus⸗ 
gerüfteten land⸗ und forſtwirthſchaftlichen Betriebe, ſelbſt wenn dieſe 
in der Hauptſache die Verarbeitung der eigenen Erzeugniſſe zum Gegen⸗ 
ſtande haben, behufs thunlicher Verhütung von Unfällen im Betriebe“ 
kann nach dem Orte, wo er geſtellt iſt, nur die Abſicht verfolgen, 
die bezeichneten land⸗ und forſtwirthſchaftlichen Betriebe der Aufſicht 
der Gewerbeinſpectoren zu unterſtellen. In dieſer Tendenz muß der 
Vorſchlag, deſſen innere Berechtigung unzweifelhaft iſt, wenigſtens in⸗ 


ſolange die Organiſation der Gewerbeinſpectoren noch unvollendet ift, 
als verfrüht bezeichnet werden. 

Hiebei liegt es nahe, eines Vorſchlages zu gedenken, der im 
Juſpectorenberichte ſelbſt nicht gut geſtellt werden kann, das iſt der 
Reform des noch immer unzulänglichen Inſtitutes der Gewerbeinſpectoren. 

Das Inſtitut der Gewerbeinſpectoren in ſeiner urſprünglichen 
und bisherigen Organifation ſollte zunächſt offenbar die Probe auf die 
occasiv legis fein, Daß die occasio legis richtig erkannt und für 
das Juſtitut vorhanden iſt, beweiſen die vorliegenden zwei Inſpectoren⸗ 
berichte, die mit dem Juſtitute ſich beſchäftigende Literatur und die 
Erfahrungen in der Verwaltungspraxis. Daraus ergibt ſich die Noth— 
wendigkeit des Inſtitutes der Gewerbeinſpectoren und die Unmöglichkeit, 
auf halbem Wege ſtehen zu bleiben. 

In der Beſprechung des erſten Inſpectorenberichtes 2°) ſtellte 
ich dar, „daß in der erſten Periode der Amtswirkſamkeit von den 
Gewerbeinſpectoren nicht einmal 1 pCt. der 1880 in den Reichsraths— 
ländern gezählten 348.700 Betriebe inſpicirt worden ſind. Daran fügte 
ich die Folgerung, wenn von den 1880 gezählten 348.700 Betrieben 
2564 Betriebe von neun Inſpectoren — das iſt 0˙7 pCt. — inſpicirt 
worden ſind, ſo würde ſich das Reſultat — falls am 1. Februar 1884 
ſchon zwölf Juſpectoren activirt geweſen wären — auf 09 pCt. geſtellt 
haben; wenn zwölf Inſpectoren zur Juſpection von 0˙9 pCt. der Betriebe 
eilf Monate brauchen, fo würden ſie zur Juſpection von den 1880 
gezählten, ſeither offenbar nicht weniger gewordenen 348.700 Betrieben 
(die wiederholten Inſpicirungen eingerechnet) 101˙6 Jahre brauchen.“ 

Da nach den im erſten Theile dieſer Abhandlung angegebenen 
Daten von den neun, ſeit 1. März 1885 fungirenden zwölf Inſpectoren 
2661 Betriebe, ſomit nur 97 Betriebe mehr als im Vorjahre, inſpicirt 


worden ſind, ſo iſt das aus den Reſultaten der Juſpection im Jahre 


1884 gefolgerte, vorangeführte Reſultat im Jahre 1885 nicht nennens⸗ 
werth beſſer geworden. Auf Grund der Miniſterialverordnung vom 
5. Juni 1886, R. G. Bl. Nr. 89, fungiren vom 1. Juli 1886 ab 
15 Inſpectoren. Bei Annahme von im Weſentlichen unveränderten 
Verhältniſſen und daß dieſe 15 Inſpectoren ſchon am 1. Jänner 1886 
fungirt hätten, werden ſie 1886 von den 1880 gezählten 348.700 
Betrieben 3326 Betriebe, rund 0˙96 pCt. inſpiciren können. Dieſe 
Daten drängen zum Ausbaue des Inſtitutes. Im Ausbaue desſelben 
wird mindeſtens die doppelte Anzahl der Inſpectoren, die Beigebung 
von Aſſiſtenten zum Zwecke der Heranbildung tauglicher Nachfolger und 
behufs dauernd wirkſamer Functionirung des Inſtitutes wenigſtens be— 
züglich der Inſpectoren definitive Einreihung in den Staatsverwaltungs— 
organismus folgen müſſen. 

Bei der Frage der definitiven Beſtellung der Inſpectoren wird 
ſich dieſe Erwägung nicht zurückdrängen laſſen: „die beſtellten Organe 
taugen, oder fie füllen den Platz, auf dem fie ſtehen, nicht aus;“ im 
erſten Falle kann die definitive Beſtellung nur erſprießlich ſein, im 
zweiten Falle verlangt das öffentliche Wohl, die Conſequenzen zu ziehen. 

Die Beigebung von Juſpectoren-Aſſiſtenten wird die Begründung 
darin finden, daß der Gewerbeinſpector, oder doch ein Stellvertreter, 
am beſtimmten Orte jederzeit zu treffen fein muß. Die Inter⸗ 
vention des Gewerbeinſpectors Aurufende machen weite Reiſen zum 
Orte, wo der Gewerbeinſpector ſeinen Sitz hat, und müſſen unverrich⸗ 
teter Dinge wieder heimkehren, weil der zumeiſt auf Inſpection ab⸗ 
weſende Gewerbeinſpector nicht angetroffen wurde und in feiner Ab—⸗ 
weſenheit kein Stellvertreter fungirt. Bei dieſer Thatſache kann nicht 
unerwähnt bleiben, daß einem Bedürfniſſe abgeholfen würde, wenn jede 
nach dem neuen Geſetze geſchaffene oder reformirte Arbeits- oder Fabriks⸗ 
ordnung als Anhang den Beiſatz erhielte, an welchem beſtimmten Tage 
in der Woche der Gewerbeinſpector oder fein eventueller Aſſiſtent un— 
fehlbar angetroffen werden kann. 

Schließlich muß noch eines in der Tagesliteratur ausgeſprochenen 
Reformvorſchlages, den Gewerbeinſpectoren Decernatsbefugniß zu verleihen, 
gedacht werden. Dieſem Reformvorſchlage kann nur entweder die Ein— 
räumung einer Entſcheidungsbefuguiß in Streitfällen zwiſchen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern, oder die Entſcheidungsbefugniß in gewerberechtlichen 
Fragen peto. Betriebsſtätten, vielleicht auch die Einräumung einer Straf- 
gewalt nach engliſchem Muſter vorgeſchwebt haben. Die Uebertragung 
einer Eutſcheidungsbefugnuiß an die Gewerbeinſpectoren in Streitfällen zwi⸗ 
ſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern und in gewerberechtlichen Fällen peto. 
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Betriebsſtätteneinrichtung käme einer theilweiſen Verwaltungsreorgauifation 
gleich, bei der das Juſtitut der Gewerbeinſpectoren als ſolches zu be— 
ſtehen aufhörte und in dem eben nur veränderten Behördenorgauismus 
aufgiuge. Die Uebertragung einer Strafgewalt au die Gewerbeinſpectoren 
mag bei einer erſten Vergleichung mit dem engliſchen Inſtitute nahe⸗ 
liegend erſcheinen. Bei der ſo gerne empfohlenen Reception fremd⸗ 
ländiſcher Einrichtungen wird vielfach überſehen, daß die verſchiedenen 
concreten Lebeusverhältuiſſe die jeweiligen äußeren Rechtsinſtitute be⸗ 
gründen und die auf Grund fremdländiſcher Verhältniſſe andernorts 
gewordenen Einrichtungen nicht jo ohneweiters auf local und geſchicht⸗ 
lich in anderer Weiſe entwickelte Verhältuiſſe paſſen. Englands wirth⸗ 
ſchaftliche und ſtaatliche Entwicklung bedingt eigenartige Einrichtungen, 
die ungeachtet der Anerkennung des Grundſatzes: „bonum, ubicunque 
invenitur, reeipiatur“ nur dann in Abſicht auf die Reception in 
ernſtliche Erwägung zu ziehen ſind, wenn das fremde Reis dem Stamme, 
auf den es verpfropft werden ſoll, homogen iſt. Abgeſehen von dieſer 
Erwägung, verlöre das mit einer Strafgewalt ausgeſtattete Inſtitut der 
Gewerbeinſpectoren den ihm durch die ratio legis gegebenen Charakter. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ein Bezirksausſchuß iſt kraft der ihm nach der Gemeindeordnung 

zuſtehenden Auffichts⸗ und Disciplinarrechte mittelſt einfachen 

Einſchreitens zur Erwirkung der Pfandrechtsvormerkung wegen 
Schadenerſatzanſprüche der Gemeinde ermächtigt. 

Mit dem Beſcheide vom 10. Jänner 1886, Z. 287, hat das 
k. k. Bezirksgericht in H. dem Bezirksausſchuſſe in H. über ſein An⸗ 
ſuchen de praes. 9. Jänner 1886, 3. 287, wider Johann K., ehe 
maligen Vorſteher der Gemeinde B., die Vormerkung des Pfandrechtes 
auf die demſelben gehörige Realität Nr. C. 6 in B. für Entſchädigungs⸗ 
anſprüche der Gemeinde B. aus der nichtgehörigen Verwaltung bis zur 
Höhe von 1500 fl. und für Entſchädigungsanſprüche des Armenfondes 
in B. aus der nichtgehörigen Verwaltung bis zur Höhe von 500 fl. 
bewilligt. 

Ueber den Recurs des Johann K. hat das k. k. Oberlandesgericht 
in Prag mit Erledigung vom 16. März 1886, 3. 7184, den ange- 
fochtenen Beſcheid abgeändert und das Anſuchen des Her Bezirks⸗ 
ausſchuſſes um die obbezeichnete Vormerkung abgewieſen, weil ſich aus 
den Angaben des Geſuches des Her Bezirksausſchuſſes kein beſtimmter 
Anhaltspunkt für die Verpflichtung des Johann K. zu einem Schaden- 
erſatze an die Gemeinde B. oder an den Armenfond dieſer Gemeinde 
ergibt. 

Ueber den Reviſionsrecurs des Her Bezirksausſchuſſes hat der 
k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 30. Juni 1886, Z. 7559, 
die angefochtene oberlandesgerichtliche Erledigung abzuändern und den 
erſtrichterlichen Beſcheid wiederherzuſtellen befunden, weil die Legitimation 
des Bezirksausſchuſſes zu dem vorliegenden Anſuchen aus dem demſelben 
nach § 96 der Gemeindeordnung für Böhmen zuſtehenden Ueberwachungs— 
und nach § 100 zuſtehenden Disciplinarrechte ſich ergibt und das An⸗ 
ſuchen ſelbſt in der Beſtimmung des § 38, lit. c des Grundbuchs- 
geſetzes, wonach es eines bloßen Einſchreitens oder, wie es in dem Hof- 
deerefe vom 24. October 1806, J. G. S. Nr. 789, heißt, eines 
bloßen Erſuchſchreibens zur Veranlaſſung der erforderlichen Sicherſtellung 
bedarf, begründet iſt. Jur. Bl. 


Geſetze und Verordnungen. 
1886. I. Semeſter. 


Landes⸗Geſetz- und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 
Oeſterreich unter der Enns. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 25. Mai. — 29. Geſetz vom 30. März 1886, 
betreffend die Errichtung von Naturalverpflegsſtationen. — 30. Kundmachung 
des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 
17. April 1836, Z. 18.740, betreffend die Einhebung von 100 Percent der 
directen Steuern überſteigenden Umlagen in den Gemeinden Pyhra für die 
Jahre 1885 und 1886, Stickelberg für das Jahr 1885 und Neuhaus und 
Schwarzenſee für das Jahr 1886. — 31. Kundmachung des k. k. Statthalters 
im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 29. April 1886, Z. 21.378, 
betreffend die Feſtſetzung der täglichen Verpflegsgebühren in den öffentlichen 
Spitälern Dalmatiens und im Irrenhauſe in Sebenico für das Jahr 1886. 


IX. Stück. Ausgeg. am 1. Juni. — 32. Gejeg vom 24. April 1886, 
betreffend die Ausſcheidung von zwei Strecken der Linienwall⸗Landesſtraße aus 
dem Landesſtraßennetze. 33. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz⸗ 
herzogthume Oeſterreich unter der Euns vom 6. Mai 1886, 3. 21.432, betreffend 
die der Gemeinde Neu⸗Leopoldau mit Mühlſchüttel im politiſchen Bezirke Groß⸗ 
Enzersdorf ertheilte Bewilligung zur Aenderung dieſes Namens in „Donaufeld”- 
— 34. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter 
der Enns vom 6. Mai 1886, Z. 22.495, betreffend die der Gemeinde Spielberg 
ertheilte Bewilligung zur Einhebung einer 332percentigen Umlage auf die directen 
Steuern der zum Schulſprengel Spielberg gehörigen Ortstheile. — 35. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns 
vom 14. Mai 1886, 3. 24.163, betreffend die der Gemeinde Hernſtein ertheilte 
Bewilligung zur Einhebung einer 186percentigen Umlage auf die directen Steuern 
des Jahres 1886. — 36. Verordnung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume 
Oeſterreich unter der Enns vom 20. Mai 1886, 3. 23.775, betreffend die Ber 
ſtimmung der Mäklergebühr der Effectenſenſale der Wiener Börſe bei Käufen 
und Verkäufen von Gewinnſtſcheinen der Zpercentigen Prämienſchuldverſchreibungen 
der k. k. privilegirten öſterreichiſchen allgemeinen Bodencreditanſtalt und der 
Apercentigen Prämienſchuldverſchreibungen der ungariſchen Hypothekenbank. 


Gefeg- und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns. 

1. Stück. Ausgeg. am 30. Jänner. — 1. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich ob der Enns vom 30. December 1885, 
8. 16.150 VII, betreffend den Vergütungsbetrag für die Verpflegung der Militär- 
mannſchaft vom Officiers⸗Stellvertreter abwärts auf dem Durchzuge vom 1. Jän⸗ 
ner bis letzten December 1886. 2. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Oberöſterreich vom 9. Jänner 1886, 8. 62, über die Abänderung der Vorſchrift, 
betreffend die Regelung der Waſſerdispofitionen bei der Seeklauſe in Steeg am 
Hallſtätter See. — 3. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oberöſterreich vom 
16. Jänner 1886, 3. 161 Präſ., betreffend die Befreiung der Bezüge des 
Directors der Linzer Handelsakademie und der an derſelben angeſtellten Pro⸗ 
feſſoren und Lehrer von der Zahlung der Landesumlagen. 

II. Stück. Ausgeg, am 8. Februar. — 4. Geſetz vom 6. Jänner 1886, 
betreffend die Auseinandertheilung der Ortsgemeinde Weyregg in zwei ſelbſt⸗ 
ſtändige Ortsgemeinden Weyregg und Steinbach am Atterſee. — 5. Kundmachung 
der k. k. Finanzdirection Linz vom 15. Jänner 1886, 3. 489 V, betreffend die 
Ermächtigung der Gemeindevorſtehungen Moosbach und Weng im Amtsbezirke 
Braunau zur Vornahme gewiſſer Hilfsamtshandlungen der Waarencontrole. 

III. Stück. Ausgeg. am 25. Februar. — 6. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters in Oberöſterreich vom 12. Februar 1886, 3. 385, Präſ., betreffend die 
Erhöhung der Gebühren für die ausdrückliche Aufnahme in den Gemeindeverband 
der Stadtgemeinde Linz. 7. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oeſterreich 
ob der Euns vom 12. Februar 1886, 3. 386, Präſ., betreffend die Errichtung 
einer Mauth an der Traunbrücke zu Hafeld. — 8. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters in Oeſterreich ob der Enns vom 12. Februar 1886, Z. 1955, betreffend 
die regelmäßige Recrutenaushebung für 1886. 

IV. Stück. Ausgeg, am 21. März. — 9. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters in Oeſterreich ob der Enns vom 28. Jänner 1886, Z. 1221, betreffend 
Aenderungen in den Bezirken des forſttechniſchen Perſonales der politiſchen Ver⸗ 
waltung. 10. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oberöſterreich vom 
16. Februar 1886, 3. 362 Präs., betreffend Abänderungen in der Zuweiſung 
und Subventionirung von Bezirksſtraßen. — 11. Erlaß des k. k. Statthalters 
in Oberöſterreich vom 12. März 1886, Z. 591 Präſ., betreffend die Landes⸗ 
voranſchläge für das Jahr 1886. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Oberſtküchenmeiſter Oberſten Heinrich Grafen 
v. Wolkenſtein⸗Troſtburg die Würde eines geheimen Rathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialrath Karl Haardt v. Harten⸗ 
thurn zum Sectionscheſ im Handelsminiſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Wien Franz Rid ler 
Edlen von Greif in Stein anläßlich deſſen Penfionirung den Titel und 
Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. N N 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Reichs⸗Finanzminiſterium 
Maximilian Janſekowitſch taxfrei den Orden der eiſernen Krone dritter 
Claſſe verliehen. g 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Bruck a. d. Mur 
Johann Freiherrn v. Vernier⸗Rougemont den Titel und Charakter eines 
Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 
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Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann in Radmannsdorf Joſeph 
Dralka zum Regierungsrathe der Landesregierung in Laibach ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Conſul Karl v. Kwiatowski in Ruſtſchuk 
und dem beim Generalconſulate in Alexandrien verwendeten Conſul Karl Ritter 
v. Gſiller den Titel und Charakter eines Generalconſuls, ferner dem beim 
Generalconſulate in Berlin zugetheilten Conſul Moriz Freiherrn Czikann v. 
Wahlborn taxfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

5 Seine Majeſtät haben die proviſoriſchen Geſandtſchaftsattaches Karl Graf 
ee und Emanuel Graf Szechenyi zu wirklichen Geſandtſchaftsattaches 
ernannt. 

Der Miniſterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Miniſterial⸗Viceſeeretär im Miniſterium des Innern Ferdinand Marquis 
Gozani und den Negierungsfecretär Friedrich Ritter v. Schwarz zu Bezirks⸗ 
hauptmännern in Krain ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Secretär der Tabakhauptfabrik in Sacco 
Anton Swoboda zum Inſpector daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 

Kanzliſtenſtelle beim k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht in der 
eilften Rangsclaſſe, bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 230.) 

Landes⸗Sanitätsreferentenſtelle bei der mähriſchen Statthalterei in der 
ſechsten Rangsclaſſe, bis 20. November. (Amtsbl. Nr. 232.) 

Kanzliſtenſtelle bei den Hilfsämtern der k. k. Bukowinaer Landesregierung 
in der eilften Rangsclaſſe, bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 232.) 

Bezirkshauptmannsſtelle in der ſiebenten, eventuell zwei Statthalterei⸗ 
1 in der achten Rangsclaſſe in Mähren, bis Ende October. (Amtsbl. 

r. 233. 

Oberbaurathsſtelle bei der k. k. Statthalterei in Böhmen, bis 20. October. 

(Amtsbl. Nr. 233.) 
Kanzliſtenſtelle beim k. k. Miniſterium des Innern in der eilften Rangs⸗ 

ſſe, bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 233.) y 
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Verwaltungsgerichtshof-Erkenntnisse nach $ 6 des Ges. v. 22, Okto- 
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Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſaumt 


den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 25 und 26 der Erkenntniſſe 1886. 
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